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Benutzungsverhältnis

Zuordnung zum öffentlichen Recht
 Benutzungsordnung als kommunale Satzung
 Benutzungsordnung als direkte oder abgeleitete 

landesrechtliche Norm (Satzung)
 ausdrückliche Regelung in der Benutzungsordnung

Zuordnung zum Privatrecht
 ausdrückliche Regelung in der Benutzungsordnung
 Erwähnung von BGB, z.B. §§ 307 ff. (AGB)
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Unterschied ör oder pr wichtig für

 Rechtsweg
 Änderung der Benutzungsordnung
 Zulassung zur Benutzung
 Ausleihe
 Kosten, Gebühren
 Haftung
 Verstöße gegen Benutzungsordnung
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Zulassung des Benutzers
- oder -

„Wolle ma‘n roi‘ losse?“
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Anmeldung des Benutzers

Voraussetzung für Anwendung der       
Benutzungsordnung ?
Präsenznutzung ohne Anmeldung, z.B. 
Zeitungslesen oft in BenO nicht geregelt
Zulassung ist meist Voraussetzung für Geltung der 
Benutzungsordnung
Anspruch auf Zulassung:

Ja bei ör Benutzungsverhältnis (z.B. Anwohner)
Nein bei pr Benutzungsverhältnis
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Präsenznutzung ausdrücklich geregelt

Ergänzend gilt ferner:

Hausrecht (§§ 858ff., 903, 1004 BGB)

>>>  Hausverbot
Hausfriedensbruch § 123 StGB 9 10
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Minderjährige BenutzerKurze Abschweifung
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Minderjährige Benutzer

§ 2 BGB Eintritt der Volljährigkeit
Die Volljährigkeit tritt mit der Vollendung des 18. Lebensjahres ein.

§ 104 BGB Geschäftsunfähigkeit
Geschäftsunfähig ist:
1.  wer nicht das siebente Lebensjahr vollendet hat,
2.  ...

§ 106 BGB Beschränkte Geschäftsfähigkeit Minderjähriger
Ein Minderjähriger, der das siebente Lebensjahr vollendet hat, ist nach Maßgabe 
der §§ 107 bis 113 in der Geschäftsfähigkeit beschränkt.

§ 107 BGB Einwilligung des gesetzlichen Vertreters
Der Minderjährige bedarf zu einer Willenserklärung, durch die er nicht lediglich 
einen rechtlichen Vorteil erlangt, der Einwilligung seines  gesetzlichen Vertreters.
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Minderjährige in der Bibliothek

 Bibliotheksbenutzung:
 Rechtsrahmen des BGB
 Erziehungsrecht der Eltern geht vor            

>> Art. 6 Abs. 2 Grundgesetz (GG)

 Zulassung von Minderjährigen
 nur mit Zustimmung der Eltern
 in schriftlicher Form
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Problem:
Kinder unter 7 Jahren

 Geschäftsunfähig § 104 BGB
 Kein eigenes Benutzungsverhältnis möglich
 Kein eigener Bibliotheksausweis
 ABER: Benutzungswunsch
 Lösung: Unechter Vertrag zugunsten Dritter 

§ 328 BGB
 Ausweis auf Eltern ausgestellt, Kind zur 

Ausleihe berechtigt, Eltern haften
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Einwand: 16 - 18 Jährige ?

§ 110 BGB Bewirken der Leistung mit eigenen Mitteln
Ein von dem Minderjährigen ohne Zustimmung des gesetzlichen Vertreters 
geschlossener Vertrag gilt als von Anfang an wirksam, wenn der Minderjährige 
die vertragsmäßige Leistung mit Mitteln bewirkt, die ihm zu diesem Zweck oder 
zu freier Verfügung von dem Vertreter oder mit dessen Zustimmung von einem 
Dritten überlassen worden sind.

Literaturhinweis
Harald Müller:

Die Zulassung minderjähriger Bibliotheksbenutzer / eine bibliotheksrecht-
liche Darstellung des Problems. - In: Gutachtensammlung zum Bibliotheks-
recht. – Wiesbaden, 2002. - S. 193-195.

18

Zweck des Datenschutzes
Der Datenschutz soll den Einzelnen vor  
Beeinträchtigungen seines Persönlichkeits-
rechts durch den Umgang von öffentlichen 
und nicht-öffentlichen Stellen mit seinen 
personenbezogenen Daten schützen.

Recht auf informationelle Selbstbestimmung  
Art. 2 Abs. 1 GG / Art. 8 Abs. 1 EMRK
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Bibliothek & persönliche Daten

 Benutzer/innen

 Autoren/innen

 (Mitarbeiter/innen)
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Rechtsgrundlagen
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 „Volkszählungsurteil“ Bundesverfassungsgericht          

(BVerfGE 65, 1 - Urteil des Ersten Senats vom 15. Dezember 1983 auf 
die mündliche Verhandlung vom 18. und 19. Oktober 1983)

 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung - Abl. EU 4.5.2016 L 119/1)

 Bundesdatenschutzgesetz
vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2097)

 Datenschutzgesetze der Länder   >>>   
Bayerisches Datenschutzgesetz (BayDSG) vom 15. Mai 2018               
(GVBl. S. 230)

Volkszählungsurteil (BVerfGE 65, 1)

1. Unter den Bedingungen der modernen Datenverarbeitung wird der Schutz 
des Einzelnen gegen unbegrenzte Erhebung, Speicherung, Verwendung und 
Weitergabe seiner persönlichen Daten von dem allgemeinen Persönlichkeits-
recht des Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG umfaßt. Das 
Grundrecht gewährleistet insoweit die Befugnis des Einzelnen, grundsätzlich 
selbst über die Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen Daten zu 
bestimmen.
2. Einschränkungen dieses Rechts auf "informationelle Selbstbestimmung" 
sind nur im überwiegenden Allgemeininteresse zulässig. Sie bedürfen einer 
verfassungsgemäßen gesetzlichen Grundlage, die dem rechtsstaatlichen 
Gebot der Normenklarheit entsprechen muß. Bei seinen Regelungen hat der 
Gesetzgeber ferner den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. Auch 
hat er organisatorische und verfahrensrechtliche Vorkehrungen zu treffen, 
welche der Gefahr einer Verletzung des Persönlichkeitsrechts entgegenwirken.
3…



Anzuwenden ab: 25. Mai 2018 Grundrecht auf Datenschutz

Artikel 1 DSGVO Gegenstand und Ziele 
(1) Diese Verordnung enthält Vorschriften zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten und zum freien Verkehr solcher Daten. 
(2) Diese Verordnung schützt die Grundrechte und 
Grundfreiheiten natürlicher Personen und insbesondere 
deren Recht auf Schutz personenbezogener Daten. 
…
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Datenschutz-Grundverordnung vom 27. April 2016
…

(Erwägungsgrund 13) Damit in der Union ein gleichmäßiges Datenschutz-

niveau für natürliche Personen gewährleistet ist und Unterschiede, die den 

freien Verkehr personenbezogener Daten im Binnenmarkt behindern könnten, 

beseitigt werden, ist eine Verordnung erforderlich, die … natürliche Person-

en in allen Mitgliedstaaten mit demselben Niveau an durchsetzbaren Rech-

ten ausstattet, dieselben Pflichten und Zuständigkeiten für die Verantwort-

lichen und Auftragsverarbeiter vorsieht und eine gleichmäßige Kontrolle der 

Verarbeitung personenbezogener Daten und gleichwertige Sanktionen in allen 

Mitgliedstaaten sowie eine wirksame Zusammenarbeit zwischen den Auf-

sichtsbehörden der einzelnen Mitgliedstaaten gewährleistet. 

Personenbezogene (pb) Daten

Angaben über persönliche oder sachliche 
Verhältnisse einer natürlichen Person, z.B.:

 Name
 Anschrift
 Geburtsdatum
 Religion
 Staatsangehörigkeit
 Arbeitgeber
 Schule
 Telephonnummer
 Hobbies
 Kontonummer 27

Grundsatz des Datenschutzes

Alles ist verboten, es sei denn, es ist erlaubt.

Verbot von: Verarbeitung pb Daten 

Verarbeiten = Speichern, Verändern, Über-

mitteln, Sperren, Löschen pb Daten
Art. 4 Nr. 1 DSGVO Begriffsbestimmungen

2. „Verarbeitung“ jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführten Vorgang oder jede solche 

Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das Erheben, das Erfassen, die Organisa-

tion, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwend-

ung, die Offenlegung durch Übermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich 

oder die Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung; 28



Datenverarbeitung zulässig, wenn:

 Gesetzliche Erlaubnis („darf“)

 Gesetzliche Verpflichtung („muß“)

 Einwilligung des Betroffenen („ok“)

Art. 6 Abs. 1 DSGVO / § 3 BDSG 29

Datenminimierung

Art. 5 DSGVO Grundsätze für die Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten 

(1) Personenbezogene Daten müssen 
…
c) dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das 
für die Zwecke der Verarbeitung notwendige Maß 
beschränkt sein („Datenminimierung“); 
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Weitere Begriffsbestimmung
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Art. 4 Nr. 1 DSGVO Begriffsbestimmungen

5. „Pseudonymisierung“ die Verarbeitung personenbezogener Daten in 

einer Weise, dass die personenbezogenen Daten ohne Hinzuziehung 

zusätzlicher Informationen nicht mehr einer spezifischen betroffenen 

Person zugeordnet werden können, sofern diese zusätzlichen Infor-

mationen gesondert aufbewahrt werden und technischen und organi-

satorischen Maßnahmen unterliegen, die gewährleisten, dass die 

personenbezogenen Daten nicht einer identifizierten oder identifizier-

baren natürlichen Person zugewiesen werden; 

Dateisystem

 strukturierte Sammlung pb Daten

 nach bestimmten Kriterien zugänglich

 geordnet (Art. 4 Nr. 6 DSGVO)

= Online-Katalog einer Bibliothek

= Nutzerkonto Bibliothek

= Anmeldeformulare im Leitz-Ordner
32



Verarbeitung von Benutzerdaten3
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Datenverarbeitung

Art. 6 DSGVO Rechtmäßigkeit der Verarbeitung 

(1) Die Verarbeitung ist nur rechtmäßig, wenn mindestens eine der nach-

stehenden Bedingungen erfüllt ist: 

a) Die betroffene Person hat ihre Einwilligung zu der Verarbeitung der 

sie betreffenden personenbezogenen Daten für einen oder mehrere 

bestimmte Zwecke gegeben; 

b) die Verarbeitung ist für die Erfüllung eines Vertrags, dessen Vertrags-

partei die betroffene Person ist, oder zur Durchführung vorvertraglicher 

Maßnahmen erforderlich, die auf Anfrage der betroffenen Person 

erfolgen; 

c) … 34

Art. 7 DSGVO 
Bedingungen für die Einwilligung
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(1) Beruht die Verarbeitung auf einer Einwilligung, muss der Verantwortliche nachweisen 
können, dass die betroffene Person in die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten einge-
willigt hat. 
(2) Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch eine schriftliche Erklärung, die noch 
andere Sachverhalte betrifft, so muss das Ersuchen um Einwilligung in verständlicher und 
leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache so erfolgen, dass es von den 
anderen Sachverhalten klar zu unterscheiden ist. Teile der Erklärung sind dann nicht verbind-
lich, wenn sie einen Verstoß gegen diese Verordnung darstellen. 
(3) Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilligung jederzeit zu widerrufen. Durch den 
Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Wider-
ruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. Die betroffene Person wird vor Abgabe der Einwilligung 
hiervon in Kenntnis gesetzt. Der Widerruf der Einwilligung muss so einfach wie die Erteilung 
der Einwilligung sein. 
(4) Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwillig erteilt wurde, muss dem Umstand in größt-
möglichem Umfang Rechnung getragen werden, ob unter anderem die Erfüllung eines Ver-
trags, einschließlich der Erbringung einer Dienstleistung, von der Einwilligung zu einer Ver-
arbeitung von personenbezogenen Daten abhängig ist, die für die Erfüllung des Vertrags nicht 
erforderlich sind. 

36



 Eindeutige Erklärung bzw. bestätigende Handlung der betroffenen Person

 Stillschweigen reicht nicht aus

– kein Schriftformerfordernis, auch elektronische Erklärung möglich (»Ankreuz-

kästchen«)

– aber: Nachweis, dass Einwilligung vorliegt, vom Verantwortlichen zu führen  

(Beweislast)

– Folgen: bei elektronischer Erklärung Protokollierung notwendig, jederzeitige 

Abrufmöglichkeit

– »Double-Opt-In-Verfahren« notwendig, z.B. bei Bestellung von Newslettern

 Widerrufsmöglichkeit für die Zukunft >>> betroffene Person muss darüber 

informiert werden, die Erklärung für die Zukunft widerrufen zu können

„Einwilligung“

37

Datenschutz
Bei der Anmeldung werden personenbezogene 
Daten unter Beachtung der datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen erhoben und gespeichert, soweit 
diese von der Bücherei/Bibliothek zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben benötigt werden. Der/die Biblio-
theksbenutzer/in bestätigt mit seiner Unterschrift 
die gesetzlich erforderliche Zustimmung zur Ver-
arbeitung personenbezogener Daten. Ergänzend 
gilt die Anlage Datenschutz.

Art. 13 DSGVO
Informationspflicht 

bei Erhebung von personenbezogenen Daten bei der betroffenen Person

(1)  Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person erhoben, so teilt der Verantwortliche 
der betroffenen Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten Folgendes mit: 
a) den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie gegebenenfalls seines Vertreters; 
b) gegebenenfalls die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten; 
c) die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen, sowie die Rechts-
grundlage für die Verarbeitung;
d) wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f beruht, die berechtigten Interessen, die 
von dem Verantwortlichen oder einem Dritten verfolgt werden; 
e) gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
und 
f) gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die personenbezogenen Daten an ein Drittland 
oder eine internationale Organisation zu übermitteln, sowie das Vorhandensein oder das Fehlen eines 
Angemessenheitsbeschlusses der Kommission oder im Falle von Übermittlungen gemäß Artikel 46 
oder Artikel 47 oder Artikel 49 Absatz 1 Unterabsatz 2 einen Verweis auf die geeigneten oder ange-
messenen Garantien und die Möglichkeit, wie eine Kopie von ihnen zu erhalten ist, oder wo sie 
verfügbar sind.
(2) … >>
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(2) Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1 stellt der Verantwortliche der betroffenen Person zum Zeitpunkt der 
Erhebung dieser Daten folgende weitere Informationen zur Verfügung, die notwendig sind, um eine faire und trans-
parente Verarbeitung zu gewährleisten: 
a) die Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für 
die Festlegung dieser Dauer; 
b) das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des Verantwortlichen über die betreffenden personenbezogenen 
Daten sowie auf Berichtigung oder Löschung oder auf Einschränkung der Verarbeitung oder eines Widerspruchsrechts 
gegen die Verarbeitung sowie des Rechts auf Datenübertragbarkeit; 
c) wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a beruht, das Bestehen 
eines Rechts, die Einwilligung jederzeit zu widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis 
zum Widerruf erfolgten Verarbeitung berührt wird; 
d) das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde; 
e) ob die Bereitstellung der personenbezogenen Daten gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben oder für einen 
Vertragsabschluss erforderlich ist, ob die betroffene Person verpflichtet ist, die personenbezogenen Daten 
bereitzustellen, und welche mögliche Folgen die Nichtbereitstellung hätte und 
f) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 
und — zumindest in diesen Fällen — aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und 
die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene Person. 
(3) Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen Daten für einen anderen Zweck weiterzuverarbeiten als 
den, für den die personenbezogenen Daten erhoben wurden, so stellt er der betroffenen Person vor dieser Weiterver-
arbeitung Informationen über diesen anderen Zweck und alle anderen maßgeblichen Informationen gemäß Absatz 2 zur 
Verfügung. 
(4) Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung, wenn und soweit die betroffene Person bereits über die 
Informationen verfügt.

Art. 13 DSGVO
Informationspflicht 

bei Erhebung von personenbezogenen Daten bei der betroffenen Person

39

Dauer der Datenspeicherung

Art. 5 DSGVO Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Personenbezogene Daten müssen
…
e) in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen nur 
so lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich 
ist; personenbezogene Daten dürfen länger gespeichert werden, soweit die personenbe-
zogenen Daten vorbehaltlich der Durchführung geeigneter technischer und organisa-
torischer Maßnahmen, die von dieser Verordnung zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
der betroffenen Person gefordert werden, ausschließlich für im öffentlichen Interesse 
liegende Archivzwecke oder für wissenschaftliche und historische Forschungszwecke 
oder für statistische Zwecke gemäß Artikel 89 Absatz 1 verarbeitet werden 
(„Speicherbegrenzung“); 

Benutzerkonto >>> wie lang?
Ausleihdaten    >>> wie lang? 40



Information in 
»präziser, transparenter, verständlicher und leicht

zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache«

Müssen in konkreter Situation verfügbar sein, d.h. bei schriftlicher Kommunika-
tion i.d.R. kein Verweis auf das Internet zulässig
– Name, Kontaktdaten des Verantwortlichen
– Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten
– Zwecke der Verarbeitung, Rechtsgrundlagen
– bei Datenverarbeitung nach Art. 6 Abs. 1 lit. f) das berechtigte Interesse
– ggf. Empfänger der personenbezogenen Daten (auch Auftragsverarbeiter)
– im Zeitpunkt der Erhebung der Daten
– Speicherdauer
– Betroffenenrechte (Auskunft, Berichtigung, Löschung etc.)
– bei Einwilligung Hinweis auf Widerrufsrecht
– Beschwerderecht bei Aufsichtsbehörde
– ggf. Hinweis auf gesetzliche oder vertragliche Verpflichtung zur Bereitstellung

der Daten und Folgen der Nichtbereitstellung
42
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Datenschutz im Bibliotheksalltag

Schlüsselworte: Zustimmung & Information
Benutzungsordnung >>> Datenschutzhinweis
Unterschrift bei Anmeldung = Ausdrückliche Ein-
willigung in Datenverarbeitung
Ausleihdaten nach Medien-Rückgabe löschen
Benutzerkonto nach Ungültigkeit Ausweis löschen
Zugriff auf Benutzerkonto für Dritte sperren
Datenübermittlung nur an Gericht



Unterschrift auf SignPad4

45

§ 126a BGB  Elektronische Form
(1) Soll die gesetzlich vorgeschriebene schriftliche Form 
durch die elektronische Form ersetzt werden, so muss der 
Aussteller der Erklärung dieser seinen Namen hinzufügen 
und das elektronische Dokument mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz 
versehen.

Unterschrift auf SignPad

http://signature.wacom.eu/wp-content/uploads/2014/06/stu-500_DE.jpg 46

Recht auf Vergessenwerden 5

47 48



Individuals have the right – under certain conditions – to ask 
search engines to remove links with personal information 
about them. This applies where the information is inaccu-
rate, inadequate, irrelevant or excessive for the purposes 
of the data processing… The right to be forgotten is not 
absolute but will always need to be balanced against other 
fundamental rights, such as the freedom of expression and 
of the media.
>>> http://ec.europa.eu/justice/data-protection/files/factsheets/factsheet_data_protection_en.pdf 49 50

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass sie betreffende 
personenbezogene Daten unverzüglich gelöscht werden, und der Verantwortliche ist verpflichtet, 
personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, sofern einer der folgenden Gründe zutrifft: 

a) Die personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, für die sie erhoben oder auf sonstige 
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig. 

b) Die betroffene Person widerruft ihre Einwilligung, auf die sich die Verarbeitung gemäß Artikel 
6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a stützte, und es fehlt an einer 
anderweitigen Rechtsgrundlage für die Verarbeitung.

c) Die betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 1 Widerspruch gegen die Verarbeitung 
ein und es liegen keine vorrangigen berechtigten Gründe für die Verarbeitung vor, oder die 
betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 2 Widerspruch gegen die Verarbeitung ein. 

d) Die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig verarbeitet. 
e) Die Löschung der personenbezogenen Daten ist zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung 

nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten erforderlich, dem der Verant-
wortliche unterliegt.

f) Die personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf angebotene Dienste der Informations-
gesellschaft gemäß Artikel 8 Absatz 1 erhoben. 

Art. 17 DSGVO 
Recht auf Löschung („Recht auf Vergessenwerden“)

51

Artikel 17 Recht auf Löschung („Recht auf Vergessenwerden“) 
…
(2) Hat der Verantwortliche die personenbezogenen Daten öffentlich gemacht und ist er gemäß Absatz 1 
zu deren Löschung verpflichtet, so trifft er unter Berücksichtigung der verfügbaren Technologie und der 
Implementierungskosten angemessene Maßnahmen, auch technischer Art, um für die Datenverar-
beitung Verantwortliche, die die personenbezogenen Daten verarbeiten, darüber zu informieren, dass 
eine betroffene Person von ihnen die Löschung aller Links zu diesen personenbezogenen Daten oder 
von Kopien oder Replikationen dieser personenbezogenen Daten verlangt hat. 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die Verarbeitung erforderlich ist 

a) zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information;
b) zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die Verarbeitung nach dem Recht der Union 

oder der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt, erfordert, oder zur Wahrnehmung 
einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, 
die dem Verantwortlichen übertragen wurde;

c) aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit gemäß Artikel 9 
Absatz 2 Buchstaben h und i sowie Artikel 9 Absatz 3; 

d) für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische 
Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gemäß Artikel 89 Absatz 1, soweit das in 
Absatz 1 genannte Recht voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung 
unmöglich macht oder ernsthaft beeinträchtigt, oder 

e) zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen.

Art. 17 DSGVO 
Recht auf Löschung („Recht auf Vergessenwerden“)
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Recht auf Vergessenwerden

http://www.ifla.org/files/assets/clm/statements/rtbf-full-statement-de.pdf

https://de.wikipedia.org/wiki/Recht_auf_Vergessenwerden
53

Letzter Punkt:

Die IFLA Lyon Deklaration:
a) Anerkennung des Rechts der Öffentlichkeit auf 
Zugang zu Informationen und Daten unter Be-
rücksichtigung des Rechts auf die eigene Privat-
sphäre 

http://crosstiestudios.com/wp-content/uploads/2015/03/we-want-you.png

Ihre Privatsphäre

Was geschieht mit Ihren Nutzerdaten, wenn 
Sie das Guttenberg Buch ausleihen?

Recht auf Vergessenwerden & Bibliotheken

Gegensätzliche Interessen
Internationale Verträge garantieren einen uneingeschränkten Zugang zu Informationen. Bibliotheken 
und Archive sind Gedächtnisinstitutionen. In einigen Fällen bezweifelten Gerichte, ob ein Archiv durch 
Löschen von personenbezogenen Daten zum "Historie ändern" gezwungen werden sollte.

Hauptgesichtspunkte
 Das Recht auf Löschung, wie es das Datenschutzrecht vorsieht, war selten der einzige Rechtsgrund 
vor Gericht
 Vergessenwerden kann auch durch andere Mittel als Löschung erreicht werden
 Der einfache Zugriff und die schnelle Abfrage von persönlichen Daten über Suchmaschinen ist das 
Hauptanliegen der Einzelpersonen bezüglich ihrer Online-Privatsphäre
 Manchmal kann auf das Recht auf Vergessenwerden verzichtet werden
 Während Vergessen und Löschung ergänzende Rechtsinstrumente sind, hat das Recht auf 
Löschung das Potenzial, die gründliche Abwägung widerstreitender Interessen zu vernachlässigen
 Das Recht, vergessen zu werden, ist ein allgemeiner Begriff, der die bestehenden Rechte des 
Vergessens und der Löschung zusammenbringt
 Kein Recht auf Löschung, Vergessen oder Vergessenwerden kann absolut sein, sondern sie müssen 
sorgfältig gegen die Freiheit der Rede und der Information abgewogen werden. Denn letzteres ist zu 
Recht ein Eckpfeiler einer demokratischen Gesellschaft. 55

Freedom of information

Freedom's just another word for nothing' left to lose:

Nothin' ain't worth nothin' but it's free.

Me and Bobby McGee by Kris Kristofferson & Fred Foster
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